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PRESSEINFORMATION

Zentrale Ausländerbehörde in Essen tatkräftig unterstützen:
Witzel sieht Vorteile durch neue Landeseinrichtung

Essens FDP-Landtagsabgeordneter Ralf Witzel hat sich in der aktuellen Debatte
über die angedachte Ansiedlung einer der landesweit fünf neuen Zentralen
Ausländerbehörden ausdrücklich für die zügige Umsetzung der Planung in Essen
ausgesprochen. Die Gründung der neuen Landeseinrichtung unter der Aufsicht der
Bezirksregierung sei ein Standortvorteil für unsere Stadt.

Witzel verteidigt die Überlegungen des Landes entschieden gegen vereinzelte
örtliche Bedenken: „Die vollständig vom Land finanzierte Einrichtung bedeutet nicht
nur zusätzliche Arbeitsplätze für unsere Stadt, sie kann zukünftig auch die bisher
überforderten kommunen Ämter bei ihrer organisatorischen und administrativen
Arbeit unmittelbar entlasten und ist damit eine wertvolle ortsnahe Hilfe für uns als
Kompetenzzentrum in zahlreichen ausländerrechtlichen Angelegenheiten. Unter
anderem sollen wichtige Dienstleistungen beim Vollzug notwendiger Abschiebungen
für die Stadt erbracht werden. So wird auch die Essener Ausländerbehörde zukünftig
bei dem Vollzug von Rückführungsprozessen unterstützt, beispielsweise bei der
Beschaffung von Paßersatzpapieren. Durch eine Optimierung kann das gesamte
Asylverfahren beschleunigt und die Stadt Essen um problematische Migranten ohne
Bleibeperspektive entlastet werden. Andere Städte wären dankbar, eine solch
wertvolle Unterstützung unmittelbar vor Ort zu erfahren.“

Für die FDP gilt unverändert, daß es das Beste für alle Beteiligten ist, wenn
Asylantragsteller schnell Klarheit erlangen, ob eine realistische Aufenthaltschance
besteht oder nicht. Je früher diese Entscheidung feststeht, um so eher können auch
Maßnahmen entweder zur Integration oder Aufenthaltsbeendigung ergriffen werden.


